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forschung in Köln, beschränkt sich nicht 

auf die Ereignisse der vergangenen Jahre, 

sondern bettet sie in eine Erzählung der 

Wirtschaftsgeschichte von der Nachkriegs-

zeit bis heute ein. Und trotz des eher 

knappen Umfangs des Bandes ist es eine 

große  Geschichte – die Geschichte des 

systema tischen Umbaus des keynesia-

nisch ge zähmten, demokratischen Kapita-

lismus in einen neoliberal entfesselten 

Marktradikalismus, der nur noch schwer 

mit den Gesetzen der Demokratie in Über-

einstimmung zu bringen sei. 

Im Einzelnen erzählt Streeck die Ge-

schichte so: Nach Ende des Zweiten Welt-

krieges hatte sich der Kapitalismus diskre-

ditiert, weshalb die Kapitalseite zu sehr 

weitgehenden Zugeständnissen  gegenüber 
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der Arbeiterseite bereit war. Starke Ge-

werkschaften stellten durch ihre Verhand-

lungsmacht sicher, dass die Arbeitnehmer 

über satte und regelmäßige Gehalts steige-

run gen vom Wirtschaftswachstum pro-

fitierten. Diese Zeit endete Anfang der 

1970er-Jahre. Unter dem Druck der Inter-

nationalisierung und deutlich niedrigerer 

Wachstumsraten stagnierten auch die 

Löhne und Gehälter.

„MONEY ILLUSIONS“

Um jedoch die Zustimmung der Arbeit-

nehmer zur kapitalistischen Wirtschafts-

ordnung weiterhin sicherzustellen, be-

diente sich die Politik in der Folge anderer 

Mittel, die jedoch immer wieder an ihre 

Grenzen stießen und dann von einer 

neuen Strategie abgelöst wurden: Zu-

nächst waren dies hohe Inflationsraten. 

Infolge der schon von Keynes beschriebe-

nen „money illusion“ konnten so zumin-

dest auf dem Papier Zuwächse bei den 

Einkommen erzielt werden. Die Stagna-

tion machte diesem Prozess jedoch ein 

Ende. 

Nächstes Mittel der Wahl war nun die 

stetige Erhöhung der Staatsverschuldung, 

mit der Leistungen für breite Bevölke-

rungsschichten gesichert wurden, die von 

den Staatseinnahmen nicht mehr gedeckt 

waren. Um genug Abnehmer für ihre 

Schuldscheine zu bekommen, liberalisier-

ten die Staaten die Finanzmärkte. Als die 

Schulden jedoch überhand zu nehmen 

drohten, sahen sich die Politiker zur Kon-

solidierung und damit zur Ausgabensen-

kung gezwungen, die vor allem im sozia-

len Bereich erfolgten. Um zu verhindern, 

dass diese Kürzungen in einer sinkenden 

privaten Nachfrage resultierten, wurden 

die Möglichkeiten zur Kreditaufnahme 

privater Haushalte verbessert, was eine 

weitere Liberalisierung der Finanzmärkte 

erforderlich machte. 

Alle diese Maßnahmen „kauften“ Zeit, 

gingen jedoch jeweils mit erheblichen 

Nachteilen für die Arbeitnehmer und Vor-

teilen für die Kapitalseite einher. Gleich-

zeitig stieg die materielle Ungleichheit, 

ohne dass eine dauerhafte Lösung des Pro-

blems erreicht wurde. Denn die steigende 

Privatverschuldung finanzierte einen wei-

teren Wohlstandsanstieg, resultierte je-

doch 2008 in der Finanzmarktkrise, als 

das hohe Niveau der Gesamtverschuldung 

vielen Anlegern nicht mehr tragbar er-

schien. Die Staaten mussten erkennen, 

dass die Trennung in Privat- und Staats-

schulden insofern artifiziell war, als sie 

nun gezwungen waren, auch die Banken 

zu retten, die wegen unsolider privater 

Kredite in Schieflage geraten waren. Die 

Rettung der Banken führte aber zum 

steilsten Anstieg der Staatsverschuldung 

seit 1945 und erhöhte die Dringlichkeit, 

die Staatsfinanzen wieder in den Griff zu 

bekommen. Unter dem Rubrum der „Aus-

teritätspolitik“ kürzen die Staaten seitdem 

ihre Ausgaben, sind aber gleichzeitig dar-

auf bedacht, ihre Kreditwürdigkeit auf den 

internationalen Finanzmärkten nicht zu 

verspielen. Ein Abbau der Schulden über 

einen Staatsbankrott fällt deshalb aus.

MÄRKTE ALS  
ZWEITER SOUVERÄN

Somit sind jedoch die Märkte als zwei- 

ter Souverän neben den Staatsbürger ge-

treten. Die Regierungen überschuldeter 
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 Länder können sich nicht mehr nur nach 

dem Willen ihrer Bürger richten, sondern 

müssen auch die Forderungen der Gläubi-

ger erfüllen. Anders als die Staatsbürger, 

die zugleich Wähler der Regierungen sind 

und Betroffene ihrer Politik, sind die 

 Finanzmärkte international und damit 

 demokratisch nicht zu kontrollieren. 

 Zugleich besitzen sie eine größere Souve-

ränität, weil sie ihr Kapital jederzeit ver-

lagern können. Deshalb sehen sich die 

 betroffenen Regierungen gezwungen, ei-

nerseits den Forderungen der Anleger 

nachzugeben, und andererseits den Un-

mut der eigenen Bürger zu vermeiden. 

Letzteres gelingt umso besser, je stärker 

die Austeritätsmaßnahmen dem direkten 

Zugriff der Politik und damit dem Wäh-

lerwillen entzogen sind. Ein großer Kon-

sens zwischen den Parteien oder auch 

 Verfassungsvorgaben wie eine Schulden-

bremse erreichen genau dies. Insofern 

sieht Streeck nicht nur die wirtschaftliche 

Ordnung, sondern auch die Demokratie 

im Kern bedroht – eine bedrohliche Ana-

lyse, der man eine Plausibilität nicht gänz-

lich absprechen kann. Insbesondere die in 

hochverschuldeten Ländern eingesetzten 

Expertenregierungen und die Massenpro-

teste aufgebrachter Bürger gegen deren 

Politik zeigen die Sprengkraft dieser Ent-

wicklung. 

NEOLIBERALE MATRIX

Die Frage ist allerdings, wie es soweit 

kommen konnte. Wieso ließen die Staaten 

ab Anfang der 1970er-Jahre die Budget-

disziplin vermissen, die sie in den zwei 

Jahrzehnten zuvor gewahrt hatten? Streeck 

sieht den Grund in der Entscheidung 

„des  Kapitals“, sich von der keynesiani-

schen Ordnung der Nachkriegszeit zu 

 verabschieden. Aus diesem Grund habe 

sich „das Kapital“ – eine amorphe, aber 

erstaunlich handlungsfähige Einheit – aus 

der Finanzierung des Staates zurückge-

zogen. Nicht ein Ausgaben-, sondern ein 

Einnahmenproblem habe am Beginn der 

Staatsverschuldung gestanden. Kapital-

eigner versuchten zur Durchsetzung ihrer 

Ziele, Investitionen zu reduzieren und 

 damit Druck auf die Politik auszuüben. 

Um Kapital anzulocken und notwendige 

Investitionen attraktiv zu gestalten, sei 

dann peu à peu die Steuerbelastung der 

Gutverdienenden gesenkt worden. 

Dabei sei „das Kapital“ einer „neo-

libera len“ Matrix gefolgt, deren Hauptziel 

es bis heute sei, den Begriff der „sozialen 

Gerechtigkeit“ durch eine „Marktgerech-

tigkeit“ abzulösen. Die Ergebnisse des 

Marktes sollten demnach automatisch  

als gerecht akzeptiert und jegliche Ein-

griffe in das Marktgeschehen verhindert 

werden. Insofern habe „das Kapital“ nicht 

nur das Ziel verfolgt, die eigenen Rendi-

ten zu  erhöhen, sondern auch den Staat 

als solchen zurückzuschneiden. Die Mani-

festation dieses Plans sieht Streeck in der 

Europäischen Union, die Handelsschran-

ken niedergerissen sowie über den Weg 

der Währungsunion Währungsabwertung 

abgeschafft und damit die Politik wichti-

ger  Instrumente zur Einhegung der Wirt-

schaft beraubt habe. Trotz aller Lippen-

bekenntnisse zu einer europäischen So-

zial politik habe die EU sich einseitig für 

die Interessen der Kapitalseite eingesetzt 

und damit die staatlichen Handlungs-

möglichkeiten minimiert. Die Lösung  

der aktuellen Krise sei deshalb nicht  

durch, sondern nur gegen die EU zu 

 erreichen. 

Frisst der Markt die Demokratie?, Alexander Brakel
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IN DEN ROSIGSTEN FARBEN

So glatt sich diese Geschichte anhört,  einer 

empirischen Überprüfung hält sie nicht 

stand. Ihr fiktiver Charakter zeigt sich be-

reits in der Darstellung der von Streeck in 

den rosigsten Farben gezeichneten Zeit 

vor der angeblichen neoliberalen Wende: 

Auch für die frühe Bundesrepublik lässt 

sich nicht von einem keynesianischen 

Konsens sprechen – im Gegenteil: Die 

ordnungspolitischen Vordenker der Sozia-

len Marktwirtschaft standen im klaren 

Gegensatz zu den interventionistischen 

Ideen des Keynesianismus. Erst über das 

Stabilitäts- und Wachstumsgesetz fand 

dieser 1967 erstmals Eingang in die deut-

sche Wirtschaftspolitik, ohne jedoch je zu 

ihrer alleinigen Grundlage zu werden. 

Auch die Erzählung von der „neolibe-

ralen Wende“ geht an der Realität vorbei, 

zumal man vergeblich nach einer genaue-

ren Definition dessen sucht, was der Ver-

fasser mit dem Begriff genau meint. Unter 

Neoliberalismus lassen sich so unter-

schiedliche Richtungen wie die Freiburger 

Schule des Ordoliberalismus, die Austrian 

Economics oder der von Milton Friedman 

vertretene Monetarismus fassen. Wegen 

der teilweise weit auseinandergehenden 

Positionen taugt „der Neoliberalismus“ 

kaum als analytischer Terminus zur Cha-

rakterisierung einer bestimmten Wirt-

schaftspolitik. Vielmehr ist er zu einem 

linken Kampfbegriff verkommen, dem die 

Verantwortung für so gut wie jede sozio-

ökonomische Fehlentwicklung zugescho-

ben wird. Streeck bildet diesbezüglich lei-

der keine Ausnahme.

Auch hinsichtlich der Lohnentwick-

lung stimmt Streecks These für die Bun-

desrepublik nicht. Nach 1970 stiegen in 

den meisten Branchen die Einkommen 

real weiter. Einige Industriezweige gerie-

ten jedoch unter so starken Druck der aus-

ländischen Konkurrenz, dass sie sich nicht 

in Deutschland halten konnten, in erster 

Linie die Textil- und Elektroindustrie, 

nicht jedoch die Chemie- oder Automobil-

industrie. Stimmte Streecks These, hätten 

sich auch deren Eigentümer der sinistren 

Verschwörung des Kapitals angeschlossen.

Richtig ist Streecks Behauptung über 

die seit Anfang der 70er kontinuierlich 

steigende Staatsverschuldung. Aber auch 

die Staatseinnahmen stiegen weiter, konn-

ten jedoch nicht mit den Ausgaben des 

Staates mithalten. Und dies hatte neben 

der wachsenden Arbeitslosigkeit eben in 

erster Linie mit genau jener Politik zu tun, 

die Streeck preist – mit dem Versuch einer 

(vulgär)keynesianischen Globalsteuerung 

und dem Bemühen, die Gesetze der Wirt-

schaft zugunsten ihrer politischen Gestal-

tung unterzuordnen. Bereits mit der Ren-

tenreform 1957 war das Selbstverständnis 

der Sozialpolitik von der reinen Absiche-

rung gegen Armut und Notlagen zu einer 

Garantie sozialer Sicherung auf hohem 

und dynamisch steigendem Niveau ge-

worden. Die sozialliberale Koalition erhob 

den weiteren Ausbau des Wohlfahrtsstaa-

tes zum Programm. Als die Wachstumsdy-

namik einbrach, versuchte die Regierung, 

sie durch schuldenfinanzierte Wachstums-

programme zu stimulieren, wodurch sich 

jedoch lediglich das Defizit vergrößerte. 

Daraufhin wurden erste zaghafte Versu-

che zum Umsteuern unternommen, ohne 

dass dies eine grundsätzliche Wende 

 bedeutet hätte. Auch die 1980er- und 

1990er-Jahre sahen einen weiteren Aus-

bau, keinen Rückbau des Sozialstaates. 

Einzelnen Kürzungen, wie etwa der 

 Abschaffung des Schüler-Bafögs, standen 
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neue Ausgaben an anderer Stelle gegen-

über. Zu nennen ist hier neben den 

Blüm’schen  Frühverrentungsprogrammen 

vor allem die Einführung der Pflegever-

sicherung. Den stärksten Anstieg der 

Staatsverschuldung brachte die Deutsche 

Einheit, also ebenfalls ein politisch gewoll-

tes, nicht von Unternehmensseite diktier-

tes Projekt. 

TIEFSITZENDES MISSTRAUEN

Nun leugnet Streeck weder den Anstieg 

der Steuereinnahmen noch der Staatsaus-

gaben. Er hält diesen Anstieg jedoch für 

berechtigt, ja notwendig. Nur wenn die 

Arbeitnehmer über stetig steigende Ein-

nahmen (ob nun direkt oder indirekt über 

Transfers) an den Gewinnen der Kapital-

seite beteiligt würden, seien sie zur Mitar-

beit im kapitalistischen System bereit. 

Dies zu finanzieren, sei Aufgabe der Wohl-

habenden. Täten sie dies nicht, verab-

schiedeten sie sich damit aus dem System 

des demokratischen Kapitalismus. Aus 

dieser Ansicht spricht Streecks tief sitzen-

des Misstrauen gegenüber der Marktwirt-

schaft, mithin jenem System das nicht nur 

in Deutschland für den stärksten Anstieg 

des individuellen Wohlstands und Lebens-

niveaus in der Geschichte gesorgt hat. 

Trotz der im Vergleich zu den Nachkriegs-

jahren nachgelassenen wirtschaftlichen 

Dynamik geht es den Deutschen heute 

besser als in den 60ern, den meisten Para-

metern zufolge besser als je zuvor. Dies 

eher auf die Staatsverschuldung als die 

Wertschöpfung privater Unternehmen zu-

rückzuführen, wäre absurd. Natürlich 

bleibt es fraglich, ob die Marktwirtschaft 

auch bei langfristig stagnierenden oder 

sinkenden Einkommen weiterhin Zustim-

mung genösse. Diese Frage kann durch-

aus relevant werden, gerade wenn die 

 bevorstehenden Folgen des demographi-

schen Wandels zukünftige Lohngewinne 

aufzehren sollten. Auf keinen Fall jedoch 

werden alarmistische, auf Halbwahrhei- 

ten beruhende Werke à la Streeck zur Ak-

zeptanz der Sozialen Marktwirtschaft bei-

tragen.

AKT DER POLITISCHEN 
 EHRLICHKEIT

Gleichzeitig muss die Frage nach Grenzen 

des staatlichen Zugriffs auf Vermögen und 

Einkommen der Bürger erlaubt sein. Das 

heißt nicht, dass sich etwa an den jetzi- 

gen Spitzen- oder Erbschaftssteuersätzen 

nichts ändern darf. Dennoch würde man 

sich eine politische Diskussion wünschen, 

die bei Ausweitung staatlicher Leistungen 

auch die damit verbundenen Finan-

zierungskosten transparent macht. Die 

Staatsverschuldung – hier ist Streeck zu-

zustimmen – verschleiert stattdessen und 

kauft Zeit. Aber genau deshalb ist die 

Schuldenbremse kein Instrument aus der 

„neoliberalen“ Folterkammer, sondern ein 

Akt der staatlichen Selbstbeschränkung 

und politischen Ehrlichkeit. Dass damit 

auch der Einfluss der Finanzmärkte als 

politischer Akteur beschnitten wird, 

müsste Wolfgang Streeck eigentlich 

freuen.

Frisst der Markt die Demokratie?, Alexander Brakel




